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WIENERGEMEINDERAT
Sitzungvom11. Dezember1928.

BürgermeisterSeitzeröffnetum16UhrdieSitzung .Der
WienerGemeinderatsetztdieGeneraldebatteüberdenRechnungsabschlus
fürdasJahr1927fortZumWortgelangtGemeinderatPfeiffer( . .).
SeineAusführungenbeschäftigensich vorallemmitdemBerichtdes
Kontrollamtesüberdie wichtigerenWahrnehmungenimGeschäftsjahr

1927.GemeinderatPfeifferweistzunächstdaraufhin ,dassdasKontroll¬
amtjedemKritikergegenübereinstummerGegnerist DieserZustand
ist ungesundundbedarfderdringendstenAbhilfeBeiallerAnerken¬
nungdesWerteseinerGebarungskontrolle ,hatdasKontrollamtdennoch
weitgehendereAufgabenEshat neueWegezuzeigenundAnregungenzu
geben ,das Kontrollamtmussauf alle WirtschaftsführungenderGemeinde
WienEinflussnehmenDasKontrollamtmussmitdergrösstenAutorität

ausgestattet sein Welches System eines Kontrollamtss ist nun für die

GemeindeWiendaswünschenswerteste ?WasheutedasKontrollamtdarstellt
ist nichtdaswaswirwünschen.EinauffällenderMangelist schon,dass
das Kontrollamtausschliesslichnur aus Beamtenbesteht DerKontroll¬
ausschussdesLandesNiederösterreichhingegensetztsichaussechsge¬
wähltenFunktionärenundeinenBeamtenzusammenDemKontrollausschuss
ist auchdasLandeskontrollamtbeigegebenDerVorteileinessolchen
Kontrollapparatesbestehtdarin ,dassdiegewähltenFunktionäredes
Kontrollausschussesjederzeitbesechtigtsind ,demniederösterreichi¬
schenLandtagBerichtzuerstattenwasnatürlichsehrvielwertist .
DiebesteArtderKontrollederGebarungderGemeindeWienwäreaber
schliesslichdieKontrolle ,diedurchdenBundesrechnungshofausgeübt
wird. DasKontrollamtberichtetnurübersolcheWahrnehmungen,derenBe¬
mängelungschonlängsterledigt ist . Esmangeltauchaneinemschrift¬
lichen Verkehrdes Kontrollamtesmit den einzelnen Abteilungen .Auf- ¬

fallendist es auch ,dassdasKontrollamtnochnichtdenWegzumFi¬
nanzausschussgefundenhat .DieBerichterstattungdesKontaollamtes
einmalimJahr ist vonganzgeringerBedeutungsehrnotwendighingegen
wäre ,dassdasKontrollamtimLaufedesJahreswiederholtberichtete .
DerBerichtdesKontrollamtesüberdieKassengebarungistmehralsdürf
tig . NurbeieinergewissenhaftenPrüfungdesBerichtesdesKontroll-¬
amteskommtmanaufDinge ,vondenenmansonstnichtserfährt .DieFest-¬
stellungeinerUeberschreitungdarf nichtallgemein ,sondernmussbei
jedereinzelnenUeberschreitungerfolgen ,dademGemeinderatjanurdann
gedient ist ,wenner vonjeder Ueberschreitungin Kenntnisgesetztwird

Zusammenfassendmussfestgestelltwerden,dasssolcheBerichtedesKon¬
trollamtes,wieunsheuteeinervorliegt,nureinenreinhistorischen
WerthabenDieArbeitdesKontrollamteshinsichtlichderBerichser-¬
stattungandenGemeinderatmusseineganzanderewerdenSchliesslth
stelltGemRatPfeifferdenAntrag,dieStellungdesKontrollamtesder
BundeshauptstadtWiendenGrundsätzenanzupassen,diefürdieStellung
desBundesrechnungshofesmassgebendsind .(Beifall).

GR. Haider( . . )wendet sich zunächst dagegen ,dass imVoran¬

schlagdie für denReligionsunterrichtvorgesehenePostumeinbedeu¬
tendes unterSchrit ten de ,sas auf eine Animositätgegenden
Religionsunterrichtzurückzuführensei .AufdemGebietderKleinrent .
nerfürsorgehättenganzleichthöhereBetrögeverwendetwerdenkönnen
DerKleinrentnerausschussarbeitetausserordentlichlangsam.Eswird
auchgarkeinVersuchunternommen,dieMinorität ,die mehr als

moralischbe¬es abgelehnt hat ,in diesemAusschussmitdem

lastetenDr.Zalmannzusammenzuarbeiten,zurMitarbeitindemAusschus

heranzuziehen. BeieinerganzenReihevonSteuernwurdenganzgewaltige
Summenmehreingenommenals präliminiert .Insbesonderemussmansich
dagegen wenden ,dass sozialdemokratische Vertrauensleute bei denGe¬

werbetreibendenherumgehenundihnenratensichrot zuorganisieren,
dasie dannausderNahrungs-undGenussmittelabgabeherauskommen.
Unwürdigder Gemeindeverwaltungist die Steuerkontrollein denStun¬
denhotels ,DenMangelan charitativemEmpfindenzeigt dieVerwaltungs
gruppeIII woum ' 2MillionenMehreinnahmenerzielt wurden .Auch
beidenSchulzahnklinikenwurdeerheblichgespart. GR.Haiderbeschwert
sich darüber ,dass in der letzten Zeit einervganzenReihevon70bis
SohährigenPfründnerndiePfründenumverhältnissmässigedenteSum¬
mengekürztwurdenAuchfür dieStrassenerhaltungunddenStrassenbau
zeigtdieGemeindeverwaltungnichtdasrichtigeVerständnis.DerRed¬
nerersuchtdenStadtratBreitnerumAufklärungüberdieDifferenz
zwischenPräliminare und laufender Gebarungbei der PostGemeinde¬

wälderundsprichtdieVermutungaus ,dassdieMehreinnahmeaufStraf¬
summenzurückzuführenseien ,die vondenHolzglauberneingehobenwee.
den .Insbesonderswendetsich GemeinderatHaidergegendiegewaltigen
AusgagenfürdieGemeindewache,dieimJahre1927eineinhalbMillionen
betragenhaben ,imJahre1928aufdreiMillionenundimJahre1929
garaufvierMillionengestiegensindDarausersiehtman,wasnohal¬
les dieGemeindemitdieserGemeindewgchevorhat .Wirfragen ,wozu
dieGemeindewacheüberhauptaufderWeltist .Offenbarnurzudem
Zweck ,ummit Steuergeldern eine sozialdemokratischeArmaezuerhalte
Dabeiist nirgens der Standder Gemeindewacheangegeben ,Unerklärlich
ist auchdie Mehreinnahmehei derPost"Gebührenfür die Aufnahmein
denGemeindeverband".DiesePostsoll sich ddrauserklären ,dassdie
GemeindeHunderteundTausendepolnischerJudenin denHeimatverband
aufnimmtundsichdafürhoheAufnahmegebührenbezahlenlässt.Einer
AufklärunghedarfauchderMehrbetragbeidenPosten"Rückersatzvon
Wahlkosten"und„VerschiedeneAusgabenfürWahlangelegenheiten",Für
dieseZweckeist dieungeheureSummevon360. 000Schillingausgegeben
worden . DerRedner protestiert schliesslich dagegen ,ddss in Amtsgebäudn
die ausSteuergeldernerhaltenwerden ,sozialdemokratischeVersamm¬
lungenabgehadtenwerden ,wiezumBeipislunlängstimGenäudeder
städtischen Elektrizitätswerke eine Versammlungsozialdemokratischer

JugendlicherabgehaltenwurdeunderklärtgegendenRechnungsabschluss
zustimmen.(LebhafterBeifallundHändeklatschen).

St . . Breitnerbefasst sich in seinemSchlusswortmit denAusführung
der einzelnenDebatteredner .Er stellt zunächstgegenüberdemGe¬
meinderat Zimmerlfest ,dass die heutige MehrheitdemgrossenSozia
Lisierungswerk ,dassdie frühereGemeindeverwaltungdurchUeberrun¬
rung von Gas ,Strom und Verkehrswesen in die Hand der Gemeinde

niemalsschuf ,ihre Anerkennungversagt habe .Undes wärenur zuwünschen
wenndie heutige Minderheit mit derselben Objektivität dieArbeiten
der Mehrheitwürdigenwollte . VoneinemZusammenbruchdesstädti -¬
schenWohnbauprogrammeskannnichtgesprochenwerden .Richtigist ,
dassin denJahren1926und1927für denWohnbaugrössereSummen
verwendet werden konnten ,als dies im Jahre 1928 geschehen int und
umJahre1929geschehenwird .DiehiefüreingesetztenBeträgerei¬
chen aber aus ,umdas in den Wahlenvon der Mehrheitaufgestellte

Wohnbauprogrammdurchführenzukönnenundichkanndiebindende
Erklärungabgeben ,dass wir ,mögendie Schwæerigkeitenauchnochso
grosssein ,vondiesemProgrammnichtein Itppfelchenunerfülltlas¬
senwerden( LebhafterBeifallundHändeklatschenbeiderMehrheit).

GegenüberdenAeusserungenderMinderheitsrednernur
stellt StadtratvBreitner fest ,dass für Grundankäufe eine

verwendetworden ,unddass sich imGegenteildasbescheideneSumme
Fehleneines vernünftigenEnteignungsgesetzesimmerfühlbarermacht ,
eine Schwierigkeit ,mit der auch jede Bundesaktion auf demGebiete
derWohnbauförderungzukämpfenhabenwirdDemKontrollamtevon



ZWEITER
den Minderheitsrednern gezollten Lob schliesst sich Stadtrat Breit - ¬

nerrestlosan .NichtsoderAuffassung ,dieausdenRedenderMin¬
derheit herausklinkt ,manmögedas Kontrollamtauflassen unddem
RechnungshofedieKontrolleüberdieGemeindegabrungüberlassen.
DieVerlockung,unsderKontrolledesRechnungsamteszuunterstellen,
ist nicht überausgross .Nichtetwaweilwirfürchten ,dieseoder
jene kleine Pikanterie könnte aufgezeigt werden .Aber wir legen uns

da die Frage vor :wo war zum Beispiel der Rechnungshof bei der
Postsparkassenangelegenheit ?( LebhafterBeifall bei derMehrheit ) .

Damalshat mandemRechnungshof ,alser den Versuch einer Revision
machte ,erklärt ,die Postsparkassesei ein gemischtesInstitut ,
auf das auch die NachfolgestaatenEinfluss hätten DenNachfolgestaa-¬
ten fällt es aber nicht ein einen einzigen Groschen derVerlaste
bei der Postsparkassezu ersetzen( HeiterkeitundSehrgut !beider
Mehrheit ) .DasKontrollamtversieht seine Aufgabeninganzverbor¬von
ragenderWeiseundderUnabhängigkeitdeinervBeamtenundins¬
besondereseinesChefsist zu erwarten ,dasses vonseinemRechtebeliebig notwendigen

oft Berichtzuerstatten , Falls Gebrauchmachen
wird . Wennmanden ausserordentlich umfassendenTätigkeitsbereich
des Kontrollamteskennt undweiss ,dass es ununterbrochendieAr¬
beit von40 Beamtenin Anspruchnimmt ,wird mansich für denvon
GemeinderatPfeiffergemachtenVorschlag ,auchgewählteMandatare
mit der Kontrollezu befassen ,nicht entscheidenkönnen .Wiese

müssten gnz

Mandatare/sich/ausschliesslichder Kontrolldätigkeitwidmen
Stadtrat Breitnergedenktsodanndes auchvonderMinder-¬und erfolgreichen

heit erwähnteneinträchtigen/ZusammenwirkensvonVertresernder
Mehrheit und
/Minderheit in einer Reihe von Gemeindeinstitutionen ,so inder

VerwaltungderZentralsparkasseundderstädtischenVersicherungsan¬
stalt ,und leitet daraus die Folgerung ab ,dass die Auffassung der

Sozialdemokraten ,die MinderheitanderVerwaltungimweitestgenan¬
denMasseteilnehmenzulassendierichtigeseieineAuffassung.
der manimanderenHauseauchnicht imentferntestenhuldigt .Dabei
braucht nicht geleugnet zu werden ,dass trotz allem bei demeinen

oderanderenUnternehmungengewissevorübergehendeMisserfolgedie
aber finanziell ganz bedeutungslossind ,zuverzeichnenwaren .DieObst
undGemüse. G.zumBeispiel ,eineUnternehmungdie imKrieggeschaffen
wurde ,hat unter den allgemeinen Schwierigkeiten der Obstbranche, - ¬

plötzlich schwere Fröste im Mai -unter denen eine Reihe alter Firmen
dieser Branchezusammengebrochensind undunter Personalfragenzu
leidengehabtDieGesellschafthat jetzt eineneueLeitungundwird
imJahre1928aller Voraussichtnachschonwiederhktivsein .Die
YbbstalerKohlenwerkesindin derZeitderärgstenKohlennotunter
Beteiligungdes Bundes ,der GemeindeSt .Pölten undWaidhofenundmeh¬
rererr Grossindustriendes Gebietesgegrühdetworden .Als sichzeigte ,
dass die grossen Investitionen ,die im Jahre 1922 und 1923foklkommen
berechtigt waren ,infolge der RückkehrnormalerZuständesichnicht
mehramortisierenlassen ,habenwirstattjederVerschleierungdie

Liquidierung vorgenommen In beiden Unternehmungen haben auch Vertre - ¬

ter der Minderheitmitgewirkt .Die Anwürfeder Minderheitgegendie
PersonalpolitikderGemeindeweistStadtratBreitnerunterHinweis
daraufzurück ,dasses bei derGemeindekeineAltpensionistengibt ,
dass für die städtischen AngestelltendiePensionsbemessungsgrundlage
von90ProzentbestehtunddassdieGemeindeangestelltenbereitsseit
demJahre1927dem13 .Monatsgehaltbeziehen.Wennmanall dasmitdenVerhäht-¬
nissenderBundesangestelltenvergleicht ,soist eineKritikgewiss
nichtamPlatze .StadtratBreitnerbeschäftigtsichsodannimEinzel-¬
nennochmit denAusführungender einzelnenRednerundstellt zum
SchlussemitBedauernfest ,dassdie MinderheitdenRechnungsab¬
schlussgegenübereinensoschroffablehnendenStandpunkteinnimmt,

ihr
Kontrolle zu ermöglichensondern /auch Gelegenheitzu wirksamerMit¬
arbeit zu geben .Die Tatsache ,dass im Jahre 1927 drei Schulzahnklini¬
ken ,fünfKinderfreibäder,dieKinderherbergeamWilhelminenberg,eine
Mutterberatungsstelle ,eine Reihe von Kindergärten und Hortengeschaf - ¬
fenwurden,dassindiesemJahre7619FamilienWohnungenindenneu¬
erbauten Gemeindehäusernzugewiesenwurden ,ist eine gewaltigeLeis - ¬
tung .Dassollte nicht nur die MehrheitsondernauchdieMinderheit

bestimmen ,denRechnungsabschlussgutzuheissen .( LebhafterBeifallund
Händeklatschenbei derMehrheit) .

DieGeneraldebatteüberdenRechnungsabschlussderGe¬
meindeWienfür dasJahr1927ist damitbeendet . DerGemeinderattritt
nun in e Spezialdebatte über die einzelnen Verwaltungsgruppen ein .

Zur Verwaltungsgruppefür Personalangelegenheiten undVerwaltungs- ¬
reform spricht Gemeinderat Gschladt ( E. ) Erkritisiert zunächst ,dass

den Pensionisten der Gemeinde Wien ,denen im Jahre 1921 die Automatik

versprochenwurde ,diese imJahre1925weggenommenwordenist .Dasist
einschweresUnrecht ,dasunbedingtgutgemachtwerdenmussWennhier
immerwieder hervorgehobenwird ,dass die Gemeindeangestellteneinen

13 .Monatsbezughaben ,soist daseineIrreführungdergesamtenBevöl-¬
kerung Die damalige Bezugsregelung ist hinter der für die Bundesang¬

stelltenzurückgeblieben.DiePersonalverwaltungist einsehrtraurgge:
Kapitel Der Geist ,der sie beherrscht ,ist ein rein parteipolitischer .

Die Angestellten werdendurch das System„ZuckerbrotundPeitsche "
niedergehalten .Der Redner bespricht dann sehr ausführäich die Beför¬
derungenim Stande der rechtskundigen Gemeindebeamten ,Von274
RechtskundigenBeamtensind156auszeichnungsweisevorgerückt .Vondie
sen sind alle Mitglieder des Verbandesder AngestelltenderStadt
Wien ,eine Tatsache ,die das Märchenad absurdumführt ,dass dasPerso¬
nalreferat unparteiisch verwaltet wird .Durchdieses Systemwirdvor
allem die Verwaltung geschädigt ,da die Arbeitsfreudigkeit der ande¬
reh Angestellten durch solche Ungerechtigkeiten herabgedrücktwird
DieErnennungenauf Vorschlagder Personalvertretungensind dasreine
Lotteriespiel .Diese Zustände ,die das Ansehen der Stadt Wien unddes

WienerGemeinderatesschwerschädigen,müssenschleunigstausderWelt
geschafftwerden( BeifallbeiderMinderheit).

STBSpeisererwidertzunächstauf die Ausführungendes
GemeinderatesGschladt,dassder13 .MonatsbezugkeinMärchen,sondern
eine feste Tatsachesei .Der13 .Monatsbezugist ein Plus auf dieBe¬
zugsregelungderBundesangestellten,die umzweiProzenthinterder
Bezugsregelung für die Angestellten der Gemeinde Wien zurückgeblie¬

ben ist .Weiters ist es auchTatsache ,dass die GemeindeWienihreAn¬
gestellten besser bezahlt als der BundVoneinem System"Zuckerbrot
undPeitsche "kannin der PersonalverwaltungunterkeinenUmständen
gesprochenwerden.DerVorwurfderParteilichkeithannebenfallsnicht
erhoben werden ,dass die ausgezeichneten rechtskundigen Beamten dem

Verbandeder städtischen Angestellten angehören ,ist gar nicht ver¬

wunderlich,weilvonallen274Juristennur8demVerbandenichtange-¬
höreh .Das Personalreferat wird rein sachlich geführt ,weshalbauch

keine Handhabezu einer parteiischen Verwaltunggegebenist ( Beifall
bei derMehrheit) .

GR. Kunschak( . . )stellt gegenüberden Ausführungendes
Finanzreferentenunddes Personalreferenten fest ,dass der Bundim
Jahre 1926seinen Beamteneine 12 ein halb prozentige ,im Jahre1927
eine durchschnittlich acht ein Viertelprozentige Erhühung derBezüge

unddanebenauchdie Kinder -undFrauenzulagegewährthat .Demsteht
seitens der Gemeinde der sogenannte 13 .Monatsgehalt gegenüber mit
dem die zwölff ein halb Prozent plus den acht ein Viertelprozent kon¬

sumiert werden Der 13 . Monategahalt bei der Gemeinde Wien ist daher

nureineandereundzwarninenichtzulänglicheFormfürdasmwas
der BundseinenAngestelltengegebenhat .Wennmanes reinfiskalisch
betrachtet ,kann sich die Gemeinde auf diese andere Form nicht beru¬

OGEN
Obwohlsich die Mehrheit bemüht ,des Minderheit nicht dievolle



DritterBogen
fendadieGemeindehiebeiganzbedeutendeInterkalarienlugriert.
Wasdie Bemerkungbetrifft ,dasdie Gemeindeangestelltenbesserge-¬
zahlt sindals die Bundesangestellten ,so sei demgegenüberfestge¬
stellt ,dassdie Gemeindeangestelltenseit derGehaltsregulierung
vomJahre 1898 in ihren Bezügenimmerbesser daran waren als dieBun¬

desangestelltenunddass die SpannungzwischendenBezügendieser
beidenBeamtengruppenjetzt geringerals sie früher war .(Lebhafter

Beifall bei der . . )
Damitist die Debatteüberdie GruppeI beendet .ZurVer¬

waltungsgruppe„Finanzangelegenheiten"ist keinRednervorgemerkt.
ZurGruppeWohlfahrtseinrichtungenJugendfürsorgeund

GesundheitswesenverweistGR. Dr.Pfeiffer( EL. )darauf,dassunge¬
fähr 50Millionenfür Woglfahrtsanstaltender GemeindeWienaus-¬
gegebenwerdenBeidiesenhohenKostenwärees notwendig ,dassdie
MitgliederdesGemeinderatesEinblickin dieFührungdieserAnstalten
erhalten .Dr .Pfeifferbezeichnetes als einenMangel ,dassin denAn¬
stalten nur die Kassa ,nicht aber auchdie Vorräte ,die unterUmstän¬
deneinenweitaushöherenWertalsdieKassenbeständehaben,skontriert

werden .Es ist zu wünschen ,dass sich die Skontrierung auf alle Werte
der AnstaltenerstrecktunddassdazuauchMitgliederdesGemeinderates
beigezogenwerden .Dr .Pfeifferbemängeltes ,dassnichtsämtlicheMit
tel derFürsorgeabgabefürFürsorgezweckeverwendetwerdenundstelt
denBetragvon7,M80. 000Schilling,derbeidieserVerwaltungsgruppe
erspart wurde ,dem Betrag von 168 . 000Schilling gegenüber ,der für d
die ArmenWiensaufdenStrassenWieneerbettelt wordensei . Diese
Strassenbettelei für die ArmenWiensmussaufhürenwieüberhauptin
einer so reichen Stadt die ganze Strassenbettelei verschwindenmuss

( LebhafterBeifall bei derEeL. )
GR. Körber( . . )findet es sehrbedauerlich ,dasssich

dasKontrollamtüberdasVermögendesBürgerspitalfchdsüberhaupt
nichtgeäusserthat .DerFondist ausserordentlichbedeutend,erverfigt
in Wienallein über 33 sehr bedeutendeHäuserDieEinnahmenundAus- ¬
gabensindsehrhochundschondeshalbwäreeineAufklänungdringend
nötig .Wirhabenwiederholtverlangt,dassüberdasVermögendesBürger¬

Bericht vorgelegt wird ,wasaber bis heute nichtge¬spitalsfondsein
schehenist . Aufder einen Seite sind kolossale Ausgabenzuverezeich¬
nen auf der anderen Seite werden den armen Le uten ,die 16Schilling

die

ZurVerwaltungsgruppeSozialpolitikundWöhnungswesen
sprichtzunächstGemeinderatStöger( . . ) ,derdaraufverweist,dass
die HauspersonalabgabetausendevonHausgehilfinnenumihreExistez
gebrachthat .HinsichtlichdervonderGemeindeWienbefolgten
WohnungspolitikerklärtderRedner,dasssichdieGemeindebeimBau
derWohnungenübernommenhat. StadtratWeberhatvorJahrenerklärt,
in dreibisvierJahrendieWienerWohnungsnotzubeseitigenWir
leidennochheuteunterdergrösstenWohnungsnotundObdachlose
müssenimFreienkampieren.SchliesslichverlangtderRednerdieFör-¬
derungdesSiedlungswesns„ EswäreauchhöchsteZeit ,endlichein¬
malmitdemBauvonZwingburgenSchlusszumachen(Beifallbeider

Minderheit ) .
GR.Untermüller( . .)stelltfest ,dassdiestellensuchen¬

den Hausgehilfinnenimmermehrdie städtischenDienstvermittlungen
meiden. Eswäredaherwünschenswert,wennfür die städtischenDienst¬
vermittlungenmehrReklamegemachtwerdenwürde.DieAusgestaltung
derAuszahlungsstellenfürArbeitslosewäreebenfallsehestensam

Platze
GR. Dr.Wagner( . . )bemerkt,dieBehauptungdieStadt¬

rat Wmberim vorigen Jahre aufgessallt hat ,dassdieWohnungsnot
in Wiendurch die Bautätigkeit der Gemeindebeseitigt werdenwird
heutenachdenAeusserungenhervoragendersozialdemokratischer

mehrParteileute inicht aufrechterhaltenwerdenkann .Tatsächlich
werdenauchtäglich1158PersonenimObdachlosenheimund551Per¬
soneninDauerheimenuntergebracht.EinweitererBeweisfürdasWoh¬
nungselendin Wiensinddie ausserordentlichenInstandhaltungskos¬
tenfürdenAbbruchderKriegsbarackenundderabbräuchresfenHäu¬
ser Trotzaller finanziellenundverwaltungstechnischenAnstren¬
gungenderGemeindeist derZustandimWienerWohnungswesenaus¬
serordentlichunbefriedigend .DreWagnerverweistin diesemZusammen
hangedarauf ,dassesimJahre1914inderHochsaison55. 000Bau¬
arbeitergegebenhat ,heutenurrund24. 000vondenendurchschnitt

lich 10 . 000arbeitslos sind ,lediglich 8,000Bauarbeiterwerden
beidenGemeindebautenbeschäftigt ,eineverschwindendeZifferim

bedenktVerhältniszur Gesamtarbeitslosenziffer.Wennman
dassin denJahren1912und1913 -je 14 . 000Wohnungengebautwurden
so muss der Erfolg der Wohnbautätigkeit der Gemeinleals einmise¬
rabler bezeichnetwerden .Fürdie Instandhaltungder Häuserwerden

RentebeziehenausserordentlichstenSchwierigkeitengemacht .GR.
Körberverlangtauch ,dassdenPfleglingendes aufgelassebenBürger-¬
versorgungshausesin der Währingerstrassebei ihrer Unterbringungin
LainzmehrEntgegenkommenbezeugtwerdeals diesgeschehenistund
sprichtdieErwartungaus ,dussin derallernächstenZeitdemGemein-¬

deratein genauer Bericht über das Vermögendes Bürgerspitalfonds er¬
stattet werdenwird( LebhafterBeifallbei derEeL)

St . . Tandlersichert zu ,dass sobald es dieWitterung
eraaubtdieMitgliederdesAusschussesIII in denAnstaltenderGe¬

meindenwezweckeBesichtigung werdenherumgeführtwerden .Er
tritt der Behauptungdes GemeinderatesPfeiffer entgegen ,dasssich
die Skontrierung in den Wohlfahrtsanstalten der Gemeinde nur auf de

Kassenbeträgebeziehtundstellt fest ,dassgenaue ,vielleichtzu- aufnahmengenaueInventur in allen diesen Anstalten durchgeführtwurden
Dasdort bestehendeRechnungsverfahrenwirdvonSachverständigenas
ganzausgezeichneterklärt . BtadtratTnndlerberichtigtsodanndie

Auffasung des GR. Pfeiffer hinsichtlich der VerwendungderFürsorge¬
abgabe ,indemer daraufverweist ,dassauchdie Personalquoteder

. . ..GruppeIII und ein in der GruppeIV verrechneterBetrag
unter diesem Titel verrechnet werdenmüssen .WasdenBürgerspitals¬
fonds anlangt so handelt es sich hier umeine schwerzuklärende
juristischeAngelegenheit,DerFondist durchdie Zuwendungenanso
ausserordentlichviele Bürgerpassiv geworden .Denaus demBürgerver -¬
sorgungahausauf der Währingerstrassein LainzuntergebrachtenBür¬
gern ist in jeder Richtung entgegengekommenund es sind alle ihnen

gegebenenVersprechungenerfülltworden

jetzt verhältnismässiggeringeKostenverrechnet ,in einigenJabn
renwerdendieseKostenaberbedeutendhöherseinunddannerstwer
densichdieFolgenderverfehltenWohnungspolitiksorechtzeigen
DerRednerkritisiert sodanndasVerhaltendesWohnungsamtes,dass

durch
gekündigteFarteien zwingtden Kündigungsprozessi allenInstanzen
hid zumDelogierungsauftrag führen und dadurch armen Leutenhohe
Kosten verursacht und erhebt den Vorwurf ,dass die Gemeindeauch
nichtszurVerbesserungdesVerkehrstue .DieRetriebsaufnahmeder
109Autobussemussangeblichdeshalbverschobenwerden ,weil
das Rathaus die Strassenbahndirektion zwingt ,nursozialdemokra¬

das

tisches Personal anzustellen ,die sie sich aber bei derAusbildung
alsuntauglicherweist.DerRednererklärt ,dassergegendenRech¬
nungsabschlussstimmenwird(LebhafterBeifallbeider . . )

StRWeberbemerktzunächst,erverschiebedieAussprache
überdasMietenproblemundNohnungsproblemauf die in einigenTa
genstattfindendeBudgetdebatte.
Wasdie Arbeitsvermittlungen anbelangt durch die Vermittlung in
der Rosinagasse bereits in das Stephaniespital überdiedelt ,die

VermittlungbeimWimbergerwirddemnächstindieStumpergasseüber-¬
siedeln Der Umstand ,dass heute von den städtischen Vermittlungs - ¬
ämtermenigervermitteltwird ,erklärt sich ausdemAusbauder
baritätischenArbeitsnachweisstellen .StadtratWebertritt sodann
derBehauptungdesGR. Dr. Wagnerentgegen ,dassdiegrosseZahl
der Arbeitslosigkeitirgendwiemitder WohnbaupolitikderGemeinde
imZusammenhanggebrachtwerdenkönne,indemerdieFrageaufwirf
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woraufdiegrosseZahlderMetallarbeiterderSchneiderundderKell
ner zurückzuführen ist Sodannverweist er darauf ,dass in denzehn
Jahren vor dem Kriege der Wohnungszuwachs in Wien rund 8300 Woh¬

nungenbetrug währendheute ,da kein Bevölkerungszuwachser¬
folgt jährlich 6000 Wohnungenalso nur um 2000 weniger ge¬

baut werdenDiegrosse Obdachlosigkeitdie in allen Grosstädtenbe¬
stehtist nichtaufdiegeringereBautätigkeitsondernaufdas
DefizitanWohnungenzurückzuführen,dassdurchdieUnterbrechung

etenist .der Bautätigkeit währenddes Kriegeseinge

Ein Spaziergangdurchdas alte Wienzeigt IhnenDinge ,die eineSchan
de für das frühere Wiener WohnungswesensindDiese alten Häuserstam¬

menaus Ihrer glorreichen Zeit ( Widerspruchbei der Minderheit )Herr
GemeinderatRummelhardthätte damalsschonviel zur Assanierungdes
Lichtentalsbeitragenkönnen ,es ist abernichtsgeschehen .Auchin
England ,ja sogar auchin Staaten ,woein Wohnungsüberschussvorhanda
ist ,werdendie alten Häusernicht niedergerissan ,da nichtebensovie¬
le neue Wohnungengebaut werdenkönnen ,als alte demoliertwerden
(ZwischenrufebeiderMinderheitDerprivateHausbauhatdiealten
Häuser immer erneuert ! )Auch wir erneuern alte Häuser ( Widerspruch

bei der MinderheitDrKolasse :Wirbrauchenviele Bauherrenaberdafür ,
keinMonopol! ) .Dasses nochDemolierungshäusergibt ,ist einBeweis,
wie sehr

uns das Enteignungsgesetz fehlt Erst unlängst haben sich ein

HaagerBaufachmannundeinfranzösischerMinistergewundert,dassder
Gemeindekein entsprechendes Gesetz zur Verfügungsteht ,Es ist zu
begrüssen ,dass die Untereter eigeneWohnungenanstreben ,alleWoh¬
nungssuchendenaber zu befriedigen ,ist unmöglich ,da nochzuwenig

gebautwird .(Zwischenrufebei der' Minderheit:ErmöglichenSieden
privatenBau! ) .Mit1 .Jänner1926habenSiedenfreienWohnungsmarkt
geschaffenundseit dieserZeitist dasWohnungsamtnichtmehrin
derLage ,alle ParteienWohnungenzugeben ,die gekündigtwordensind
Wennwir die jährlich duschschnittlich 3000bis 4000freiwerdenden
Wohnungenvergebenkönnten ,würdenwenigstensdie bedürftigstenWoh¬
nungssuchenden untergebracht werden Will aber jemand auf demfreien
Wohnungsmarktzu einer Wohnungkommen ,muss er eine fast unerschwing¬

licheAblöseunddazunocheinehoheMietezahlen .DerUnterschied
zwischen Ihrer Wohnbaupolitikund der unsrigen ist ,dass wir bauenund
Sie reden .( Beifall bei der Mehrheit ,Widerspruch bei derMinderheit ) .

DieSpezialdebatteüberdieVerwaltungsgruppeSozial¬
politik und Wohnungswesenist damit abgeschlossen .DerVorsitzende
GR .Hofbauer bricht um 22 Uhr die Sitzung ab . DieBeratungen erden

morgen fortgesetzt .Zur Verhandlung kommtin der Speziäldebatte über
denRechnungsabschlussder GemeindeWienfür das Jahr 1927dieVer¬
waltungsgruppefür TechnischeAngelegenheiten
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